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Des weiteren fertigte die Polizei eine
Skizze vom Unfallort an und machte Auf-
nahmen von den Unfallautos in der
Endunfallstellung.
Vom Verletzten wurden ärztliche Zeug-
nisse bezüglich seiner Verletzungen an-
gefordert.

Anzeige an die F.L. Staatsanwaltschaft
und Bestrafungsantrag:
Aus den Ermittlungsergebnissen fasst
die Landespolizei einen Polizeibericht ab
und sendet ihn der EL. Staatsanwalt-
schaft (Anzeige). Die Staatsanwaltschaft
prüft den Sachverhalt und stellt — falls
nach ihrer Ansicht eine zu verfolgende
strafrechtliche Handlung vorliegt — einen
Bestrafungsantrag beim Fürstlichen
Landgericht, wegen des Vergehens der
rahrlässigen Körperverletzung gemäss
888 Abs.1 StGB.

Erlass einer Strafverfügung:
Aufgrund des Bestrafungsantrages und
des Polizeiberichtes verfasst ein Land-
richter eine Strafverfügung, in der der
Unfallverursacher Hans A. wegen Verge:
hens der fahrlässigen Körperverletzung
zu einer Geldstrafe verurteilt wird. Diese
Strafverfügung wird aufgrund der Akten
und ohne Durchführung einer Verhand-
lung erlassen.

Wenn er dies macht, hat das Land-
gericht eine Verhandlung anzuberaumen
selbst den Beschuldigten einzuverneh-
men, Zeugen zu hören und allenfalls
weitere Beweise aufzunehmen. Auf-
grund des dann durch das Gericht fest-
gestellten Sachverhaltes fällt der Richter
ain Urteil, das er am Ende der Verhand-
lung verkündet und auch mündlich be-
gründet.

Rechtsmittel:
Segen dieses Urteil steht dem Verurteil-
ten das Rechtsmittel der Berufung an
das Fürstliche Obergericht zu. Bei einem
Freispruch hat er kein Rechtsmittel, hin-
gegen steht dann der Staatsanwalt-
schaft das Rechtsmittel der Berufung zu

Wird im vorliegenden Fall das Urteil des
Erstgerichtes durch das Berufungs-
gericht bestätigt, so steht kein weiteres
Rechtsmittel offen. Entscheidet das
Ibergericht aber abweichend, so ist die
Revisionsmöglichkeit an den Obersten
Zerichtshof gegeben.

Einspruch und Schlussverhandlung:
Sofern der Verurteilte mit dieser Straf-
verfügung nicht einverstanden ist, hat er
die Möglichkeit, gegen sie innerhalb der
Frist von 14 Tagen Einspruch beim
Fürstlichen Landgericht zu erheben.


